
 

    

 

Stellungnahme der Bayer AG zum 2. Kabinettsentwurf des BHKGs 

Hintergrund 

Ausgangspunkt der kritischen Auseinandersetzung mit dem Gesetz über den Brandschutz, die 

Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) war bereits die erste Mitteilung der Bezirksregierung 

Köln aus dem Jahr 2021, in der eine grundlegende Neuausrichtung der Gefahrenabwehr in den 

Chemieparks der Region angekündigt wurde. Ziel dieser Neuausrichtung ist die Weiterentwicklung 

bestehender Sicherheitsstandards sowie deren Anpassung an aktuelle regulatorische und operative 

Anforderungen. Im Zuge dessen wurde der Bedarfs- und Entwicklungsplan (BEP) um zusätzliche 

Anforderungen an die Strukturen der Werkfeuerwehren ergänzt. Die betroffenen Unternehmen, 

einschließlich unseres Hauses, haben die hierfür erforderlichen Unterlagen fristgerecht im April 2024 

eingereicht. 

Im Juli 2025 kündigte die Bezirksregierung Köln umfassende Leistungsüberprüfungen der 

Werkfeuerwehren in den Chemieparks Leverkusen und Dormagen an, die unter anderem auf die 

eingereichten BEPs gestützt sind. Die formale Anerkennung durch die Bezirksregierung erfolgte jedoch 

erst im zweiten Quartal 2026. Für den Chemiepark Krefeld-Uerdingen wurde das 

Neuanordnungsverfahren durch die Bezirksregierung Düsseldorf nach einer außergerichtlichen 

Neubewertung erst im Jahr 2025 eingeleitet. Sowohl die Finalisierung des BEP als auch eine erneute 

Leistungsüberprüfung stehen dort derzeit noch aus. Parallel hierzu wird das BHKG novelliert, woraus 

sich zusätzliche Anpassungsbedarfe für Betreiber von Werkfeuerwehren ergeben. 

Bewertung der Novellierung 

Folgende Punkte der aktuellen Fassung der Novelle bewerten wir positiv: 

1. Stärkere Berücksichtigung von Synergien: Positiv ist, dass § 16 Absatz 8 künftig die Nutzung 

gemeinsamer Strukturen stärker ermöglicht. Dazu zählt insbesondere die Einbeziehung 

standortübergreifender Organisations- und Einsatzstrukturen, etwa einer gemeinsamen 

Einsatzzentrale (siehe Drucksache 18/18114 auf Seite 95). 

2. Bündelung der Zuständigkeit bei einer Bezirksregierung: Die vorgesehene Konzentration der 

Zuständigkeit für Prüfung und Anerkennung des BEPs bei einer Bezirksregierung siehe 

Drucksache 18/18114 auf Seite 77) ist zu begrüßen. Unsere bisherigen Erfahrungen zeigen, 

dass unterschiedliche Zuständigkeiten zu abweichenden Auslegungen, uneinheitlichen 

Bewertungsmaßstäben und unterschiedlichen Verfahrensgeschwindigkeiten führen können. 

Für Unternehmen mit Standorten in mehreren Regierungsbezirken erschwert dies die 

Planbarkeit aktuell erheblich. 

3. Wegfall der zwingenden Werkszugehörigkeit: Positiv ist zudem, dass die Werkszugehörigkeit 

künftig keine zwingende Voraussetzung mehr sein soll. Dies schafft zusätzliche Flexibilität für 

den Einsatz von Werkfeuerwehren auch über den unmittelbaren Werkbereich hinaus. 

Zugleich wird ein funktionaleres Verständnis von Nachbarschaft gestärkt, welches sich 

stärker an Hilfsfristen und operativen Erfordernissen orientiert als an rein geografischer 

Nähe. 
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Folgende Aspekte bewerten wir als kritisch: 

1. Besondere Hervorhebung des Standortbetreibers in § 16 Absatz 3: 

„Benachbarte Betriebe oder sonstige Einrichtungen, insbesondere auch ein Standortbetreiber, 

können zur Bildung einer gemeinsamen Werkfeuerwehr verpflichtet werden (…).“ 

Die Pflicht zur Einrichtung einer Werkfeuerwehr sowie die damit verbundene Haftungs- und 

Kostenverantwortung liegen grundsätzlich bei den werkfeuerwehrpflichtigen Unternehmen. 

Maßgeblich ist das jeweilige Gefahrenpotenzial der am Standort ansässigen Betriebe, nicht 

allein die organisatorische Rolle des Standortbetreibers. Entsprechend müssen diese 

Unternehmen in Gespräche mit der Anordnungsbehörde sowie in Entscheidungen über die 

Bildung einer gemeinsamen Werkfeuerwehr verbindlich einbezogen werden. Sie tragen die 

Verantwortung für die Sicherheit ihrer Betriebe, bewerten die standortspezifischen Risiken 

und übernehmen die daraus resultierenden finanziellen Verpflichtungen. 

Vor diesem Hintergrund wäre es nicht sachgerecht, zentrale Festlegungen im BEP allein dem 

Standortbetreiber zu überlassen, sofern dadurch Rechte, Pflichten oder Kosten der ansässigen 

Unternehmen berührt werden. Der Gesetzestext sollte daher klarstellen, dass sich 

werkfeuerwehrpflichtige Unternehmen unabhängig von der Zustimmung des 

Standortbetreibers zu einer gemeinsamen Werkfeuerwehr zusammenschließen können. 

2. Langwierige Anerkennungsverfahren für Betriebs- und Entwicklungspläne: In der Praxis 

verbleiben eingereichte Unterlagen bei den zuständigen Behörden teilweise über längere 

Zeiträume unbearbeitet. Für die Unternehmen führt dies zu erheblicher Rechts- und 

Planungsunsicherheit, da sie ihre Gefahrenabwehrkonzepte weiterentwickeln müssen, ohne 

verlässlich einschätzen zu können, welche Anforderungen abschließend anerkannt werden. 

Unbestritten ist, dass Störfallbetriebe hohe gesetzliche Anforderungen erfüllen und ein 

belastbares Sicherheitsniveau gewährleisten müssen. Die wirksame Umsetzung dieser 

Vorgaben darf jedoch nicht durch fehlende personelle oder finanzielle Ressourcen der 

Behörden verzögert werden. 

Lösung 

Zu Kritikpunkt 1: Eine Anpassung des § 16 Absatz 3 Satz 7 wäre entsprechend nötig. Wir schlagen 

folgende Formulierung vor, die auch der Position des VCIs entspricht: 

„Benachbarte Betriebe oder sonstige Einrichtungen, insbesondere auch ein Standortbetreiber, können 

zur Bildung einer gemeinsamen Werkfeuerwehr verpflichtet werden, wenn sie in der 

Gesamtbetrachtung die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 erfüllen und die Aufgaben auf dem 

Betriebsgelände oder dem Standort zweckmäßigerweise nur einheitlich wahrgenommen werden 

können. Die verpflichteten Betriebe oder sonstigen Einrichtungen können auch den 

Standortbetreiber mit den Aufgaben der gemeinsamen Werkfeuerwehr betrauen.“ 

Zu Kritikpunkt 2: Bestehende Unsicherheiten sollten beseitigt und die Prüfverfahren für die BEPs bei 

den Bezirksregierungen deutlich beschleunigt werden. Nur so erhalten Unternehmen frühzeitig die 

erforderliche Planungssicherheit, um notwendige Investitionen fristgerecht und verlässlich 

umzusetzen. Hierfür sollten verbindliche Fristen für die Prüfung durch die zuständigen Behörden 

eingeführt werden. Zudem sollten zusätzliche Kosten für Unternehmen unbedingt vermieden werden, 

da die letzte Novellierung bereits hohe Kosten mit sich gebracht hat. 
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